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Sicherheit zuerst: eine Bilanz 
nachholender Staatsbildung in 
Kolumbien
Sabine Kurtenbach
In der Stichwahl vom 20. Juni 2010 wurde Juan Manuel Santos zum neuen Präsidenten 
Kolumbiens gewählt. Die Wahl von Santos steht für Kontinuität, schließt sie doch an 
die Politik der „demokratischen Sicherheit“ seines Vorgängers Álvaro Uribe an, des-
sen Mandat nach acht Jahren endet. Uribes Politik war der Versuch einer nachholenden 
Staatsbildung, bei der die Stärkung der repressiven Funktionen des kolumbianischen 
Staats im Vordergrund stand. 
Analyse
Die jüngsten kolumbianischen Präsidentschaftswahlen vom 30. Mai und die Stichwahl 
am 20. Juni 2010 haben gezeigt, dass das Projekt der nachholenden Staatsbildung durch 
autoritäre Stabilisierung weit weniger an die Person Uribe gebunden ist, als viele Be-
obachter meinten. Die Politik der „Sicherheit zuerst“ zielt darauf, als ersten Schritt die 
Gewalt einzudämmen, für die insbesondere die älteste Guerillagruppe Lateinamerikas 
verantwortlich gemacht wird. Trotz vielfältiger Kritik an ihren Methoden und Konse-
quenzen hat sich diese Politik im Mainstream Kolumbiens durchgesetzt, grundlegende 
Opposition gibt es kaum. 
Die Ergebnisse der Parlaments- und Präsidentschaftswahlen zeigen, wie stark die 
Regierungspolitik im ganzen Land verankert ist. 
Die konkreten Ergebnisse der Politik sind umstritten, der Regierung Uribe ist es 
aber seit 2002 gelungen, zumindest die Wahrnehmung im In- und Ausland der nach 
wie vor verbreiteten Gewalt grundlegend zu verändern, in dem sie reduziert als 
Kriminalität dargestellt wird. Nur die Zivilgesellschaft spricht weiterhin über um-
fassendere Konzepte von Frieden.
Die Strategie der „Sicherheit zuerst“ hat hohe Kosten im Bereich demokratischer 
Rechtsstaatlichkeit, Transparenz und Rechenschaftspflicht verursacht und Kolum-
bien in Südamerika isoliert. Dies war zwar ein zentrales Thema im Wahlkampf 
2010, führte aber nicht zur Formulierung eines grundsätzlich anderen Politikent-
wurfs, sondern lediglich zu einer Detailkritik der „Auswüchse“.
Eine Bearbeitung der strukturellen Probleme Kolumbiens (hohe soziale Ungleich-
heit und starke Disparitäten zwischen Stadt und Land), für welche die anhaltende 
Gewalt ein Indikator ist, steht nach wie vor aus.
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Einleitung
Acht Jahre unter der Präsidentschaft von Álvaro 
Uribe haben Kolumbien stark verändert. In der in-
ternen wie externen Wahrnehmung stand das Land 
2002 kurz vor dem Kollaps. Die Präsidentschafts-
wahlen waren von Gewalt gekennzeichnet. Die 
Kandidatin Ingrid Betancourt und der Präsident 
der Friedenskommission des kolumbianischen Se-
nates wurden entführt. Der Friedensprozess mit 
der ältesten Guerillagruppe Lateinamerikas, den 
Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colombia 
(FARC), wurde für gescheitert erklärt. 
Der Sieg von Álvaro Uribe 2002 signalisierte ei-
nen grundlegenden Politikwechsel: Statt Verhand-
lungen sollte eine Politik der harten Hand das ge-
walttätigste Land Lateinamerikas befrieden. Die 
Regierung titulierte diese Strategie „demokra-
tische Sicherheit“. Verglichen mit Erfahrungen 
nachholender Staatsbildung in anderen Teilen 
der Welt oder zu anderen historischen Zeitpunk-
ten entspricht dies einem autoritären Modell, in 
dem die Etablierung eines Gewaltmonopols Prio-
rität vor dessen demokratischer Legitimation und 
Kontrolle hat. Dieser Logik folgend wurden Mi-
litär und Polizei personell verstärkt, ihre Ausrüs-
tung verbessert und ihre Präsenz im Land aus-
gebaut. Acht Jahre später sind die FARC ebenso 
wie andere, kleinere Guerillagruppen zweifelsoh-
ne militärisch geschwächt, 32.000 paramilitärische 
Kämpfer nahmen an einem Demobilisierungspro-
gramm teil. Die Homizidraten sind auf das immer 
noch hohe Niveau von 1982 gesunken; allerdings 
galt schon damals, dass die bewaffneten Ausei-
nandersetzungen mit der Guerilla „nur“ für ein 
Viertel der gewaltsamen Todesfälle verantwort-
lich waren. Kolumbien ist nach wie vor eines der 
Länder mit dem höchsten Gewaltaufkommen der 
Welt. 
Unter diese Perspektive stellen sich für Kolum-
bien vor allem zwei Fragen: Erstens, inwieweit 
geht die Politik der Gewaltreduzierung über ei-
nen Diskurswechsel hinaus? Und zweitens, kann 
zu Beginn des 21. Jahrhunderts ein Prozess der 
nachholenden Staatsbildung durch einen Ansatz 
von „Sicherheit zuerst“ erfolgreich sein, wie dies 
zunehmend auch für andere Konfliktländer pro-
pagiert wird?
Reduzierung der Gewalt?
Der kolumbianische Staat ist bis heute schwach, 
er verfügt seit jeher nicht über das Gewaltmono-
pol. In den 1990er Jahren waren nicht nur zahl-
reiche Guerillagruppen aktiv, im Umfeld von Groß-
grundbesitz und Drogenhandel entstanden cir-
ca 250 paramilitärische Gruppen, die national ver-
knüpft waren. Daran hat sich in den vergangenen 
acht Jahren einiges, aber nicht alles geändert: Die 
stärkste Guerillagruppe FARC ist offensichtlich ge-
schwächt worden, die Zahl ihrer Kämpfer sank von 
etwa 15.000 auf 11.000, ihre territoriale Präsenz hat 
sich vor allem auf ländliche Gebiete reduziert. Die 
paramilitärischen Gruppen bzw. die von der Re-
gierung heute als „entstehende Gruppen“ (grupos 
emergentes) oder „kriminelle Banden“ (bandas cri-
minales) bezeichneten Gewaltgruppen haben nach 
unterschiedlichen Schätzungen zwischen 4.000 
und 10.000 Mitglieder. Dagegen stieg die Trup-
penstärke der staatlichen Sicherheitskräfte von 
260.000 auf 445.000 Mann. Die Frage ist, ob die-
se Veränderung zugunsten des kolumbianischen 
Staates dauerhaft oder konjunkturell bedingt ist.
Bei den Zahlen zu Homizidraten (Morde pro 
100.000 Einwohner jährlich) zeigt sich auf den er-
sten Blick auch eine abnehmende Tendenz. Für das 
Jahr 2009 haben die Behörden basierend auf den 
offiziellen Daten der Polizei 17.717 Morde regis-
triert,1 was einer Homizidrate von 38 und dem Ge-
waltniveau von 1982 entspricht. Das ist zwar weni-
ger als 2002, als mit 29.000 Morden (Homizidrate: 
67) ein Höhepunkt erreicht war, dennoch liegen 
diese Zahlen selbst im lateinamerikanischen Ver-
gleich noch in der „Spitzengruppe“. Außerdem ist 
beispielsweise der neuerliche Anstieg der Gewalt 
in der zweitgrößten Stadt Medellín besorgniserre-
gend, der überwiegend auf Defiziten im Prozess 
der Demobilisierung von Paramilitärs gründet.
Letztlich ist die Zahl der Morde nur eines der 
Symptome des fehlenden staatlichen Gewaltmo-
nopols. Mindestens ebenso bedenklich und ein 
Indiz für den fehlenden Schutz der Bürger durch 
staatliche Stellen ist die mit über drei Millionen 
Menschen extrem hohe Zahl der internen Flücht-
linge und Vertriebenen in Kolumbien. Internatio-
nal hat nur die Lage in Darfur im Sudan schlim-
mere Ausmaße angenommen. Die erneute Aus-
1 An diesen Daten gibt es allerdings vielfältige – auch techni-
sche – Kritik, weil die Polizei Morde offenbar nicht überall 
gleichermaßen statistisch erfasst und diese in einigen Regio-
nen gar nicht angezeigt werden, vgl. HRDAG (2007).
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breitung bewaffneter Gruppen nach Abschluss 
des Prozesses zur Demobilisierung der Paramili-
tärs und die offensiven Aktionen der FARC wie 
die Entführung und Ermordung des Gouverneurs 
des Departements Caquetá im Dezember 2009 zei-
gen deutlich, dass der kolumbianische Staat das 
Territorium des Landes nicht flächendeckend, 
sondern vor allem in den Städten und im Umfeld 
zentraler Wirtschaftsstandorte und Ressourcen-
vorkommen kontrolliert.
Die Daten zur Gewalt sowie ihre Interpretati-
on waren in den vergangenen Jahren zentraler Be-
standteil der innenpolitischen und internationa-
len Debatte. Die kolumbianische Regierung und 
ihre Anhänger haben die Verringerung der Ho-
mizidraten als Erfolg ihrer Politik der „harten 
Hand“ gewertet und die nach wie vor alltägliche 
Gewalt als „kriminell“ charakterisiert. Den Ge-
waltakteuren wird damit jeglicher politischer An-
spruch und jedwede Legitimation abgesprochen, 
schon die Frage nach den Ursachen der Gewalt – 
etwa die soziale Lage auf dem Land und die ex-
treme Ungleichheit – wird als Rechtfertigung der 
Gewalt diffamiert. Dieser Prozess begann mit der 
Integration der Guerillagruppe M-19 in das poli-
tische System 1990 und wurde durch das Schei-
tern der Friedensverhandlungen zwischen der Re-
gierung Pastrana (1998-2002) und den FARC ver-
stärkt. Dieses reduzierte Verständnis von der Ge-
walt als Kriminalität und ein Problem der öffent-
lichen Sicherheit geht an der Realität vorbei. Denn 
die Gewalt in Kolumbien hat – historisch ebenso 
wie aktuell – auch ohne die explizite Formulie-
rung politischer Ziele politische Wirkungen, vor 
allem weil sie einschüchtert und Angst verbreitet 
und damit zivile Handlungsräume begrenzt und 
so zur Aufrechterhaltung des sozialen und ökono-
mischen Status quo beiträgt. Insofern profitiert der 
politische Mainstream der kolumbianischen Ge-
sellschaft davon, das Gewaltphänomen mit Krimi-
nalität gleichzusetzen und es als Problem der öf-
fentlichen Sicherheit darzustellen. Erstaunlich ist 
dennoch, wie umfassend es der Regierung Uribe 
in den letzten acht Jahren gelang, diese Sichtweise 
im öffentlichen Diskurs zu verankern. 
Fast alle Präsidentschaftskandidaten beteu-
erten im Wahlkampf immer wieder, sie würden an 
der Sicherheitspolitik festhalten. Umfassendere 
Konzeptionen von Frieden werden heute nur noch 
von Organisationen der Zivilgesellschaft disku-
tiert. Beispielsweise hat die Versöhnungskommis-
sion der katholischen Bischofskonferenz (1995 ins 
Leben gerufen, um nach friedlichen Auswegen 
aus der Gewalt zu suchen), im April 2010 einen 
Plan mit Minimalkriterien für den Frieden vorlegt 
– eine Initiative, die von keinem Kandidaten auf-
gegriffen wurde. Diese Veränderung in der öffent-
lichen Debatte über Gewalt und die damit verbun-
denen veränderten Perzeptionen von Gewalt las-
sen sich nur erklären, wenn zwei Prozesse analy-
siert werden, die eng mit der Politik von Präsident 
Uribe verflochten sind: die Funktionen der Gewalt 
und die Aushöhlung von Demokratie und Rechts-
staatlichkeit.
Funktionen der Gewalt
Gewalt diente in der kolumbianischen Geschich-
te verschiedenen konkreten Zielsetzungen, mei-
stens allerdings der Integration der Bevölkerung 
in hierarchisch strukturierte Klientel- und Pa-
tronagenetzwerke und damit der Aufrechterhal-
tung der gesellschaftlichen Ordnung, die durch 
eine extreme soziale Ungleichheit gekennzeich-
net ist (Kurtenbach 1999). Daran hat sich auch in 
den letzten Jahren wenig geändert, auch wenn im 
Land und international vor allem ökonomische 
Funktionen der Gewalt, d.h. die Anwendung von 
Gewalt zur Bereicherung, sei es in individueller 
oder organisierter Form, betont werden. Im Mittel-
punkt dabei steht der Handel und Anbau illegaler 
Drogen, deren lukrative Ausbreitung in den ver-
gangenen 30 Jahren allen Gewaltakteuren – Gue-
rilla und Paramilitärs – als Finanzquellen diente. 
Ähnliches gilt aber auch für die Regierung, die 
nach wie vor ganz oben auf der Liste der Empfän-
ger für US-Militärhilfe zur Drogenbekämpfung 
steht. Nur am Rande thematisiert wird, dass die 
Gewalt auch jenseits der Drogen, ökonomisch ei-
ne wichtige Rolle spielt. So steht die erneute Welle 
von Vertreibungen zwischen 2004 und 2007 in en-
gem Zusammenhang mit der Inwertsetzung von 
Boden.2 Im Chocó wurden zum Beispiel 15.000 
Menschen von paramilitärischen Gruppen ver-
trieben und auf ihrem Land dann Palmölplanta-
gen angelegt. Ähnliche Muster einer para-economía 
zeigen sich in anderen Regionen des Landes.
2 Nach Angaben des Büro des Präsidialamts Acción Social wa-
ren 2004 228.828 Menschen betroffen, 2007 waren es 327.624, 
die Menschenrechtsorganisation Consultoría para los De-
rechos Humanos y el Desplazamiento (CODHES) nennt für 
2008 sogar die Zahl 380.863 (zitiert in HRW [2010]).
-  -GIGA Focus Lateinamerika 6/010
Wenig beachtet werden aktuell dagegen die 
politischen Zielsetzungen von Gewalt in Kolum-
bien. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
beriefen sich verschiedene Akteure im kolumbia-
nischen Gewaltkonflikt auf die Modelle kapitalis-
tischer Demokratie oder sozialistischer Revoluti-
on. Mit dem Ende des Ost-West-Konflikts und ins-
besondere mit dem Friedensprozess der Regie-
rung Barco (1986-1990) wurde die politische Be-
gründung von Gewalt delegitimiert. Kolumbien 
erhielt eine neue Verfassung. Ein Teil der Guerilla-
gruppen legte die Waffen nieder und betätigt sich 
seither politisch. Dennoch hat die Gewalt auch 
heute noch politische Folgen und Zielsetzungen. 
Zwar wurde die permanente Verhängung des 
Ausnahmezustands und die damit einhergehende 
Einschränkung bürgerlicher Freiheitsrechte for-
mal verboten, die Gewalt von Guerilla und Para-
militärs dient aber weiterhin der Einschränkung 
politischer Partizipation. Dies zeigt sich im „be-
waffneten Wahlkampf“ wie ihn die FARC immer 
wieder betrieben hat, ebenso wie im Terror und 
der selektiven Gewalt von Paramilitärs, die sich 
überwiegend gegen Menschenrechtsanwälte, un-
abhängige Journalisten, nicht korrupte Polizisten, 
Staatsanwälte und Richter sowie die Repräsentan-
ten von sozialen Organisationen richten.
Das Schüren von Angst kann demnach gezielt 
zur Aufrechterhaltung oder Veränderung des po-
litischen und sozialen Status quo eingesetzt wer-
den. Nicht zuletzt aus diesem Grund ist die Ge-
walt vor allem in den Regionen groß, deren Kon-
trolle zwischen verschiedenen bewaffneten Grup-
pen umkämpft ist. Hat eine Seite die Kontrolle er-
reicht, ebbt die Gewalt zunächst ab – zu beobach-
ten etwa an der Atlantikküste Kolumbiens, wo 
sich in den letzten Jahren die paramilitärischen 
Gruppen als dominante Kraft durchgesetzt ha-
ben. Die Gewalt richtet sich seither überwiegend 
selektiv gegen Repräsentanten der kritischen Öf-
fentlichkeit wie unabhängige Journalisten, nicht-
korrupte Mitglieder der Justiz sowie Vertreter so-
zialer Bewegungen. Damit ist die Gewalt – wie in 
anderen Kontexten auch – ein zentrales Funda-
ment der Staatsbildung, ohne dass sie in Kolum-
bien von einem Akteur monopolisiert, geschwei-
ge denn übergreifend legitimiert werden konn-
te. Dazu wäre ein gesellschaftlicher Konsens über 
die grundlegenden Funktionen und die Legitima-
tionsbasis des kolumbianischen Staats notwendig, 
den es (bisher?) nicht gibt.
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
Die 1991 verabschiedete neue Verfassung Kolum-
biens war ein Versuch, einen solchen Konsens zu 
formulieren. Das politische System Kolumbiens 
erlebte eine grundlegende politische Öffnung, die 
Verfassung gilt als eine der fortschrittlichsten La-
teinamerikas: Zu den zentralen Neuerungen zäh-
len die Möglichkeit einer Grundrechtsklage so-
wie die Verbesserung der Wahlorganisation und 
-durchführung zur Unterbindung klassischer kli-
entelistischer Einflusskanäle. Die Regierung Uribe 
hat seit dem Amtsantritt 2002 aber immer wieder 
versucht, die Rolle der Exekutive auf Kosten von 
Parlament und Justiz und zulasten der Gewalten-
teilung auszubauen. Im Parlament verfügte der 
Präsident – als Außenseiter und Dissident der Li-
beralen Partei gewählt – zunächst nicht über eine 
Mehrheit, sondern wurde von einer Allianz sehr 
heterogener Gruppierungen unterstützt. Dazu ge-
hörten auch Abgeordnete und Senatoren, die in 
enger Verbindung zu den paramilitärischen Grup-
pen stehen, von ihnen finanziert werden oder die-
se offen repräsentieren. Der Höhepunkt dieser 
Verbindung wurde im Juli 2004 deutlich, als drei 
– per internationalen Haftbefehl gesuchte – Bosse 
der Paramilitärs im kolumbianischen Kongress 
sprechen durften. Diese Verbindung zwischen 
Drogengeld und Politik hat allerdings Tradition. 
So war Pablo Escobar, der Chef des Kartells von 
Medellín, in den 1980er Jahren stellvertretender 
Parlamentsabgeordneter der Liberalen Partei.
In den vergangenen acht Jahren hat sich die bis 
dahin von der Konservativen und Liberalen Partei 
dominierte Parteienlandschaft Kolumbiens stark 
verändert. Das Projekt der Regierung Uribe wur-
de zunächst von zwei neuen Parteien getragen, 
der Partido Social de Unidad Nacional (PSUN 
oder auch Partido de la U) und der Cambio Ra-
dical. Aber auch Teile der traditionellen Parteien, 
der Konservativen und Liberalen, unterstützten 
Uribes Politik der „harten Hand“ in dessen ersten 
Amtszeit 2002-2006. Es gelang der Regierung aber 
nicht, diese Strömungen in ein einziges parteipoli-
tisches Projekt zusammenzuführen. Bei zwei The-
men wurden die Differenzen deutlich: beim Um-
gang mit den Paramilitärs einerseits und bei der 
Verfassungsänderung zugunsten einer Wieder-
wahl des amtierenden Präsidenten andererseits.
Kurz nach der Wahl Uribes zum Staatspräsi-
denten 2002 bekannten etwa 30 Prozent der Abge-
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ordneten, dass sie den paramilitärischen Gruppen 
nahestünden. Im Zuge der Verhandlungen zwi-
schen Regierung und Paramilitärs wurden darü-
ber hinaus enge Verflechtungen zwischen Politi-
kern und paramilitärischen Führern aufgedeckt. 
Deutlich wurde, dass nicht nur Paramilitärs Poli-
tiker bestochen und finanziert, sondern dass Po-
litiker vor allem aus ländlichen Gebieten die Un-
terstützung der Paramilitärs aktiv gesucht hatten 
(der sogenannte Parapolitikskandal). Dies hatte 
zum einen juristische Folgen – zahlreiche Abge-
ordnete, Senatoren und Gouverneure wurden an-
geklagt und teilweise auch rechtskräftig verurteilt. 
Zum anderen spaltete der Umgang mit den Para-
militärs aber auch die Anhänger des Präsidenten. 
Deutlich wurde dies in der Debatte um das Gesetz 
„Justicia y Paz“, das die Modalitäten der Demo-
bilisierung regelte. Nicht nur international wurde 
hier Kritik laut, auch im Land verweigerten Po-
litiker wie der ehemalige Verteidigungsminister 
Rafael Pardo von der Liberalen Partei der Regie-
rung die Gefolgschaft. Gleichzeitig führte diese 
deutliche Distanzierung von den Paramilitärs da-
zu, dass die diesen nahestehenden Abgeordneten 
aus den Regierungsparteien ausgeschlossen wur-
den und sich in der neuen Partido de Integración 
Nacional zusammenschlossen.
Der zweite Dissenspunkt war der Versuch, 
die politischen Spielregeln zugunsten der amtie-
renden Regierung zu verändern. Auch dies hatte 
Konsequenzen für das Parteiensystem. Im Vorfeld 
der Wahlen von 2006 setzte die Regierung eine 
Verfassungsänderung zugunsten einer ersten, bis 
dahin verbotenen Wiederwahl Uribes problem-
los durch. Allerdings stellte sich hinterher heraus, 
dass die entscheidende Stimme für die Verfas-
sungsänderung im Parlament von der Regierung 
gekauft worden war. Die Abgeordnete Yidis Me-
dina wurde zwar zu einer mehrjährigen Gefäng-
nisstrafe verurteilt, die Regierung verhinderte je-
doch eine Aufklärung darüber, wer für den akti-
ven Part der Bestechung verantwortlich war. Dies 
führte zu einer schweren Krise zwischen Exekuti-
ve und Justiz (Huhle 2008).
Der Versuch, die Verfassung abermals zugun-
sten des Präsidenten zu ändern, scheiterte im Fe-
bruar 2010 am Verfassungsgericht und verursach-
te darüber hinaus Widerstand innerhalb der den 
Präsidenten unterstützenden politischen Kräfte. 
Die Cambio Radical und die Konservative Par-
tei stellten eigene Kandidaten für die Präsident-
schaftswahlen 2010 auf. Auch die Kampagne von 
Antanas Mockus, dem ehemaligen Bürgermeister 
von Bogotá, setzte hier an und fokussierte noch 
grundsätzlicher auf die Themen Legalität, Trans-
parenz und Rechenschaftspflicht.
Zwei weitere Entwicklungen zeigen, dass die 
Regierung Uribe nationales und internationales 
Recht den Prioritäten ihrer Sicherheitspolitik unter-
geordnet hat: 1) Über 2.000 junge Menschen wur-
den von den staatlichen Sicherheitskräften erschos-
sen, danach (!) in Uniformen der FARC gesteckt 
und gegenüber den Medien als im Kampf getöte-
te Guerilleros dargestellt. Diese Politik ist vom Son-
derberichterstatter der Vereinten Nationen für ex-
tralegale Hinrichtungen, Philip Alston, im März 
2010 zwar nicht als systematische Staatspolitik be-
zeichnet worden, es handele sich aber auch nicht 
um isolierte Einzelfälle, wie u.a. zukünftige Präsi-
dent Juan Manuel Santos behauptet hatte (UNGA 
2010). 2) Der vormalige Verteidigungsminister San-
tos befahl die Bombardierung eines FARC-Lagers 
jenseits der kolumbianischen Grenze in Ecuador; 
ein Akt der militärischen Grenzüberschreitung, der 
zu schweren Konflikten mit Kolumbiens Nachbarn 
führte und ihm zwar Kritik wegen der Verletzung 
des internationalen Recht einbrachte, der Regie-
rung Kolumbiens aber eine nationalistische Rheto-
rik erlaubte, die sich vor allem gegen Venezuelas 
Präsident Hugo Chávez richtete.
Die Wahlen 2010
Das zentrale Thema der Parlaments- und Präsident-
schaftswahlen 2010 war Kontinuität. Bereits bei den 
Parlamentswahlen vom 14. März war dies deutlich 
geworden, als sich die Partei des Präsidenten (Par-
tido de la U) klar als stärkste Kraft in Abgeord-
netenhaus und Senat durchsetzen konnte. Wäh-
rend sich die beiden traditionellen Parteien, Libe-
rale und Konservative, einigermaßen behaupten 
konnten, verzeichneten sowohl die Cambio Radi-
cal als auch der Polo Democrático, in dem sich un-
ter anderem Teile der ehemaligen Guerilla organi-
siert haben, Verluste. 
- 6 -GIGA Focus Lateinamerika 6/010
Tabelle 1:  Wahlen zum Senat und Repräsentanten­
haus 2010 und 2006, Verteilung der Sitze
Quelle: <www.semana.com/noticias-nacion/congreso-
posuribe/136612.aspx>.
Ähnliches zeichnete sich in der ersten Runde der 
Präsidentschaftswahlen ab. Trotz anderslautender 
Prognosen lag Verteidigungsminister Juan Manuel 
Santo mit knapp 47 Prozent der Stimmen deutlich 
vorne und verpasste den Sieg in der ersten Run-
de nur knapp. Das Ergebnis des ehemaligen Bür-
germeisters von Bogotá, Antanas Mockus, blieb 
mit 21,5 Prozent der Stimmen weit hinter den Re-
sultaten der Umfragen zurück, die ein technisches 
Patt vorhergesagt hatten. Gustavo Petro, der als 
Kandidat des Polo Democrático noch am ehesten 
einen Gegenentwurf zu acht Jahren Uribe darstell-
te, wurde sogar noch von dem Kandidaten Germán 
Vargas Lleras auf den vierten Platz verwiesen. 
Zu diesem Ergebnis führte unter anderem Fol-
gendes: Kolumbien ist ein strukturell konservatives 
Land, dessen Politik wesentlich stärker von Ent-
wicklungen in den ländlichen Regionen geprägt 
wird als von denen der Hauptstadt. Die Regierung 
Uribe hat dort ihre zentrale Basis, was die Verzer-
rung der vor allem städtischen Umfrageergebnisse 
erklärt. Gleichzeitig gelang es der Partei des Präsi-
denten, die eigenen Anhänger zu mobilisieren. Da-
zu diente auch ein nationalistischer Appell mit dem 
Vorwurf, der venezolanische Präsident Chávez grei-
fe aktiv in den Wahlkampf ein und wolle verhin-
dern, dass Santos Präsident werde. Auf dem Land 
hat die Partido de la U die traditionellen Parteien in 
den letzten acht Jahren abgelöst und mit der Bedie-
nung althergebrachter Mechanismen von Kliente-
lismus und Patronage eine gut geölte Parteimaschi-
nerie errichtet. Konservativen und Liberalen ge-
lang zwar bei den Parlaments- und Senatswahlen ei-
ne gewisse Stabilisierung, nicht aber bei den Präsi-
dentschaftswahlen, hier scheiterten ihre Gegenkan-
didaten im ersten Wahlgang.
Tabelle 2:  Ergebnisse der Präsidentschaftswahlen 
vom 30. Mai und 20. Juni 2010
Quellen:  Registraduría Nacional Boletín, Nr. 49, 31.05.2010; 
Nr. 38, 21.06.2010, online: <www.semana.com>.
Die Bedeutung von Parteimaschinerie, Kontinuität 
und Mobilisierung wird auch am Wahlergebnis in 
der Hauptstadt sichtbar. Nicht einmal hier, wo er 
zweimal zum Bürgermeister gewählt worden war, 
gelang es Mockus, mehr Stimmen als Santos zu er-
zielen (Santos 40,3 Prozent; Mockus 27,5 Prozent). 
Die Annahme, Mockus werde über neue Kommu-
nikationsmedien und -plattformen wie Internet 
und Facebook vor allem auch junge Wahlberech-
tigte an die Urnen bringen, erwies sich als falsch. 
Die Wahlbeteiligung blieb mit 51 Prozent landes-
weit gering, außer in Bogotá, dort stieg sie von 52 
Prozent auf knapp 60 Prozent.
Der politische Beobachter und Kommentator 
Jorge Gaitán hat die Erfolgsformel des Uribismo 
auf den Punkt gebracht: Es handele sich um eine 
Form des „Traditionalismus, in dem Werte wie Fa-
Jahr 2010 2006
Partei Senat Reprä­
sentanten
Senat Reprä­
sentanten
Partido 
Social de 
Unidad 
Nacional
28 46 20 31
Cambio 
Radical 8 19 15 15
Partido de 
Integración 
Nacional
8 12 – –
Partido  
Conservador 22 39 18 29
Partido 
Liberal 17 36 18 35
Polo  
Democrático 
Alternativo
8 4 10 7
Teilweise haben Abgeordnete während der Legislaturperiode 
die Partei gewechselt
Erster Wahlgang Stichwahl
Kandidaten Stimmen % Stimmen %
Juan Manuel 
Santos 
(PSUN)
6.654.104 46,56 9.004.221 69,05
Antanas 
Mockus (Par-
tido Verde)
3.068.141 21,5 3.558.819 27,52
Germán 
Vargas Ller-
as (Cambio 
Radical)
1.452.269 10,14
Gustavo 
Petro (Polo 
Democrático 
Indepen-
diente)
1.309.363 9,15
Noemi Sanín 
(Partido Con-
servador)
876.688 6,14
Rafael Pardo 
(Partido 
Liberal)
620.944 4,38
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milie, Religion, Autorität, Militarismus, Vorrang 
der Wirtschaft und Assistentialismus zu einem 
leichten Cocktail einschläfernden Paternalismus 
vermischt werden“.3 Dagegen lassen sich offenbar 
kaum Alternativen formulieren, solange die struk-
turellen Probleme Kolumbiens ungelöst bleiben. 
Perspektiven
Die kolumbianische Entwicklung ist geprägt von 
einer Gleichzeitigkeit hohen Gewaltaufkommens, 
sozialer Ungleichheit und einer Aufrechterhaltung 
demokratischer Mindeststandards. Dieses Modell 
basiert auf der Ausbeutung von natürlichen Res-
sourcen (Gold, Kohle, Palmöl), die nur wenige Ar-
beitsplätze in der formalen Wirtschaft schafft. Das 
Ergebnis der Wahlen 2010 dokumentiert die Zu-
stimmung zum autoritären Weg zur Staatsbildung, 
wie ihn der scheidende Präsident vorgegeben und 
der nun gewählte Präsident fortzusetzen verspro-
chen hat. Die Kritik an diesem Vorgehen äußerte 
sich dagegen entweder in der Unterstützung von 
Antanas Mockus und dem Polo Democrático oder 
in der anhaltend hohen Wahlenthaltung. 
Die nächste Regierung wird an zwei Fragen 
zu messen sein: Erstens, ob sie weiterhin eine Si-
cherheitspolitik für die eigenen Anhänger um den 
Preis der Aushöhlung demokratischer Rechts-
staatlichkeit verfolgt, oder ob sie die verfassungs-
mäßige Ordnung des Landes und damit zivile 
Handlungsoptionen in ihrem Bestand schützt, 
oder diese gar festigt und ausbaut. Die Unabhän-
gigkeit der Justiz und die Gültigkeit zentraler Me-
chanismen der Gewaltenteilung sind im demo-
kratischen System jenseits von Wahlen unabding-
bar und kein Luxus für „ruhige“ Zeiten. Zweitens 
muss Kolumbien die soziale Frage jenseits von 
Drogenökonomie, Vertreibung und Gewalt bear-
beiten. Das ist nur mit einer aktiven Integrations-
politik der ländlichen Regionen in ein Entwick-
lungsmodell frei von traditionellem Assistenzia-
lismus und Klientelismus möglich.
Die Entwicklung in der Hauptstadt Bogotá 
vermag Wege zur Verbesserung der konkreten Le-
benssituation bis dahin marginalisierter Bevölke-
rungsteile aufzuzeigen. Über ein Jahrzehnt stan-
den Bürgermeister unterschiedlicher politischer 
Parteien an der Spitze der Stadtverwaltung, deren 
Politik sich auf eine Rückeroberung des öffent-
3 Semana, 06.05.2010, online: <www.semana.com>.
lichen Raums und den sozialen Ausgleich richte-
te. Daten des UN-Entwicklungsprogramms zei-
gen, dass der Anteil der armen Bevölkerung in Bo-
gotá in den vergangenen vier Jahren von 38 auf 24 
Prozent gesunken ist (PNUD 2007). Der Anstieg 
der Wahlbeteiligung hat hier sicherlich eine seiner 
Ursachen.
Um eine solche Politik auf nationaler Ebene 
durchzusetzen, wäre allerdings die grundlegende 
Veränderung eines Entwicklungsmodells notwen-
dig, das den Reichtum einer kleinen Minderheit 
schützt und die Mehrheit der Bevölkerung in die 
Informalität abdrängt. Diese Mehrheit ist offen-
bar weder bei den Parlaments- noch bei den Prä-
sidentschaftswahlen an die Wahlurnen gegangen. 
Langfristig erfolgreiche Staatsbildung basiert aber 
genau auf der sozialen, politischen und ökono-
mischen Einbindung auch solcher Bevölkerungs-
gruppen, die nicht zum Kern der eigenen Klientel 
gehören.
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